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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung „Erstes Gesetz zur Um-

setzung der VN-Behindertenrechtskonvention in den Schulen (9. Schulrechtsän-

derungsgesetz)“  

LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 16. Wahlperiode; Drucksache 16/2432 

Die folgenden Ausführungen kommentieren den Gesetzentwurf nicht in allen Grundzügen 

und Details. Sie konzentrieren sich auf einige wenige Punkte, die aus Sicht des Verfas-

sers dringend der Diskussion bedürfen.  

1. Die Finanzierung der Inklusion bedarf absehbar einer stärkeren finanziellen Unter-

stützung als  durch die Bündelung bisher vorhandener Mittel bereitgestellt werden 

kann. Darauf hat Klemm (FAZ 2012) entgegen früherer Annahmen deutlich ver-

wiesen. Auch wenn die konkreten Finanzierungsmodi und die speziellen Gegeben-

heiten des Landes (Verpflichtung der Kommunen und des Landes) im Einzelnen 

juristisch nicht überschaut werden, stellt eine ausreichende personelle und sächli-

che Ausstattung eine zentrale Bedingung für das Gelingen des Umsteuerungspro-

zesses in Richtung auf eine stärkere schulische Inklusion dar. Erfahrungen aus 

anderen Bundesländern (z. B. Bremen) zeigen, dass ansonsten erhebliche Gefähr-

dungen entstehen, die ertragreichen schulischen Veränderungsprozessen im Wege 

stehen.  

2. In dem Gesetzesentwurf wird dem Elternrecht zu Recht ein hoher Stellenwert ein-

geräumt (u. a. § 19 neuer Absatz 5; Text Seite 41 ff., 47, 51; entsprechend Lan-

desverfassung Art. 8 Abs. 1 Satz 2). Die Eltern sollen entscheiden können, in wel-

cher Schulform (Allgemeine Schule oder Sonderschule) ihr Kind unterrichtet wird. 

Unstrittig ist, dass im Zuge der weiteren gemeinsamen Unterrichtung die Zahl 

spezieller Schulen abnehmen wird. Das Elternwahlrecht kann jedoch nur dann ga-

rantiert werden, wenn beide Alternativen politisch gewollt sind und faktisch zur 

Verfügung stehen. Insofern sollte das Land bzw. die Kommunen dafür Sorge tra-

gen, dass das Elternwahlrecht nicht durch eine unzureichende Verfügbarkeit spe-

zieller Einrichtungen beschränkt wird (z. B. schwere Erreichbarkeit, unzumutbar 

lange Fahrwege). Der Passus auf Seite 43, das „Angebot … eine Förderschule zu 

besuchen … bleibt einstweilen bestehen“ stützt die Vermutung, dass ein prinzipiel-

ler Erhalt dieser Schulform als Angebot für die Eltern nicht geplant sein könnte. 

Wissenschaftlich spricht für eine zukünftige stärkere gemeinsame Beschulung, 

dass zahlreiche Studien die damit verbundenen Vorteile belegt haben. Dem ste-

hen aber auch, bei insgesamt uneinheitlicher Forschungslage, gravierende Befun-

de gegenüber, die zu einem anderen Ergebnis kommen (zusammenfassend: u. a. 

Ahrbeck 2012; Ellinger/Stein 2013; Speck 2010). Insbesondere sind Fragen zur 

differentiellen Indikation bisher unzureichend geklärt, also die Frage danach, für 

welches Kind unter den Bedingungen welcher schulische Entwicklungsweg zu prä-

ferieren ist. Die UN-Konvention schließt ein differenziertes Förderangebot keines-
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falls aus. An keiner Stelle ist von der zwingend erforderlichen Schließung sämtli-

cher spezieller Einrichtungen die Rede (z. B. Jennessen/Wagner 2012; vgl. auch 

UN-Konvention Art. 5 Abs. 4). Internationale Vergleiche zeigen, dass auch ein 

schulisch sehr leistungsfähiges, integrationsbereites und -erfahrenes Land wie 

Finnland nicht auf spezielle schulische Settings (Schulen sowie Klassen) verzichtet 

(EADSNE 2012).  

3. Ein sonderpädagogischer Förderbedarf soll im Regelfall nur noch auf Antrag der El-

tern überprüft werden (§ 19 neuer Absatz 5, 6, 7). Die Einflussmöglichkeiten der 

Schule („Ausnahmefall“) werden dadurch – in Änderung der bisherigen Gesetzes-

lage – geschwächt. Aus fachlicher Sicht ist dies nicht nachvollziehbar. Eltern ha-

ben ein besonderes Recht und einen besonderen Auftrag, über die schulische Ent-

wicklung ihres Kindes (mit) zu entscheiden. Sie können jedoch die pädagogischen 

und diagnostischen Kompetenzen von Lehrerinnen und Lehrern nicht ersetzen, die 

einen fachlich geschulten und unabhängigeren Blick auf das Kind haben. Zu den 

größten Gruppen von Schülern, die bisher einen sonderpädagogischen Förderbe-

darf erhielten, gehören Kinder und Jugendliche mit Lernbeeinträchtigungen und 

Beeinträchtigungen der emotional-sozialen Entwicklung. Häufig, wenngleich nicht 

durchgängig, stammen sie aus einem eher anregungsarmen, mitunter auch sehr 

konflikthaftem Umfeld. Sie bedürfen deshalb einer besonderen Unterstützung. 

Den Eltern/Elternteilen fällt es häufig nicht leicht, den Entwicklungsstand und die 

Förderbedürfnisse ihrer Kinder realistisch einzuschätzen und sich praktisch um ih-

re schulische und außerschulische Umsetzung zu kümmern. Hier ist die Schule im 

besonderen Maße gefragt. Ihr sollte deshalb nicht (bis auf wenige „Ausnahmefäl-

le“) die Möglichkeit genommen werden, ihrerseits eine Überprüfung auf sonderpä-

dagogischen Förderbedarf einzuleiten. Anderenfalls wird ein gezielter diagnosti-

scher Blick auf das entsprechende Kind geschwächt. Allein der Umstand, dass 

Sonderpädagoginnen oder Sonderpädagogen in einer Klasse systemisch zur Ver-

fügung stehen (S. 49), ändert an diesem Umstand nichts. Auch in der Inklusion 

muss sichergestellt werden, dass spezielle Hilfen bei den bedürftigen Kindern 

wirklich ankommen.  

4. Es ist nicht nachvollziehbar, warum die Feststellung eines sonderpädagogischen 

Förderbedarfs im Bereich des Lernens seitens der Schule in den ersten zwei 

Schuljahren sowie von der 7. Klasse an nicht mehr erhoben werden soll (§ 19 Ab-

satz 7). Eine gezielte frühe Förderung dieser Schülerinnen und Schüler bereits in 

den ersten Schuljahren ist pädagogisch zwingend und vom Ergebnis her beson-

ders ertragreich. Die pädagogische Erfahrung bestätigt dies ebenso wie zahlreiche 

wissenschaftliche Untersuchungen. Ohne gezielte, auf die betroffene Person bezo-

gene Diagnostik wird diese Aufgabe erheblich erschwert. Eine informelle Diagnos-

tik ist dafür kein adäquater Ersatz. Das belegen unter anderen zum Beispiel die 

Erfahrungen aus dem Land Berlin mit dem Jahrgangsübergreifendem Lernen 

(JÜL). Der dort vorgenommene Verzicht auf eine einschlägige Diagnostik hat zu 

unübersehbar negativen Folgen geführt.  

5. Weiterhin können Lernbeeinträchtigungen noch von der 7. Klasse an in Erschei-

nung treten. Zu den gegenwärtig größten schulischen Problemen gehört es, dass 



 

 

 

 

gerade in diesem Schulalter etwa ein Fünftel der Schüler erhebliche Leistungs-

schwächen zeigen. Elementare Bildungsanforderungen (oder die Voraussetzungen 

dafür) werden im Lesen und Schreiben nicht erfüllt. Dazu gehören auch Jugendli-

che mit dem Förderbedarf Lernen, der festgestellt werden muss, damit eine adä-

quate, auf die persönliche Lernsituation abgestellte Unterstützung erfolgen kann. 

6. Aus den Ausführungen (S. 47) geht nicht hervor, ob Schülerinnen und Schüler mit 

Beeinträchtigungen des Lernens und der geistigen Entwicklung grundsätzlich auch 

an Gymnasien unterrichtet werden können. Pädagogisch wäre dies bei Kindern 

und Jugendlichen mit Lernbeeinträchtigungen problematisch. Die Hoffnungen, die 

sich für sie mit der Inklusion verbinden, müssen sich darauf richten, dass sie von 

einem stärker anregenden Lernmilieu in ihrer kognitiven Entwicklung profitieren 

können. Das zentrale Ziel muss deshalb lauten, dass ein Hauptschulabschluss er-

reicht wird. Insofern geht es darum, dass die 25prozentige Erfolgsquote, die Son-

derschüler aufweisen, deutlich gesteigert wird – durch Anschluss an das Unter-

richtsniveau anderer, sie umgebender Schüler. Eine solche Anschlussfähigkeit ist 

auf dem Gymnasium nicht gegeben.  
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